
Gemeinderatsitzung am 22.01.2025 

 

Der Vorsitzende stellt fest, dass fristgerecht und ordentlich eingeladen wurde und eröffnet die 

Gemeinderatsitzung.  

 

Top 1 – Einwohnerfragestunde 

Es werden keine Fragen gestellt.   

 

Top 2 – Kultur- und Nutzungsplan 2025 – Forstwirtschaft 

Der Vorsitzende begrüßt Frau Schäfer und Herrn Nüßlein, Forstamt Landratsamt Schwäbisch 

Hall. Frau Schäfer hat im September 2024 das Forstrevier Braunsbach übernommen.  

Herr Nüßlein gibt einen Überblick über den aktuellen Holzmarkt. Er berichtet über die den 

Wald betreffenden Herausforderungen und sagt dabei, dass es ein (Be)-wirtschaften mit 

vielen Unbekannten ist. Der Versuch ist, den Wald resilienter und resistenter auf- bzw. 

umzubauen.  Weiter berichtet er von der Bundes-Wald-Inventur, aktuell sind im Kreis 

Schwäbisch Hall 44.118 Hektar Wald vorhanden, davon 254 Hektar Forstliche Betriebsfläche 

und 240,2 Hektar Holzboden in der Gemeinde Braunsbach.  

Herr Nüßlein erklärt anhand von Diagrammen die Baumartenanteile und 

Baumartenverteilung. Auch die Altersklassen der Bäume werden vorgestellt. Weiter geht er 

auf die Forsteinrichtung ein. Eine Zwischenprüfung findet zur Hälfte der 

Forsteinrichtungsperiode statt (2024). Die Höhere Forstbehörde (Forstdirektion Freiburg) 

prüft die Ergebnisse der Bewirtschaftung wodurch eine Anpassung der 10-Jahres-Planung 

ermöglicht wird. Nach der Zwischenprüfung ist das Fazit der Forstdirektion, dass der Wald in 

Braunsbach bei den Verantwortlichen in guten Händen ist. Das Ergebnis ist, dass u.a. der 

Hiebsatz auf 1.120 Efm/J angepasst wird und die geplanten Pflanzungen um 2 ha erhöht wird.  

Für die Planung gilt zu beachten, dass der Holzmarkt von vielen Faktoren abhängig ist, dabei 

nennt er: Preis, Absatz, Befahrbarkeit, Witterung und Nachfrage.   

Herr Nüßlein übergibt das Wort an Frau Schäfer. 

Frau Schäfer geh auf das vorläufige Ergebnis des Forstwirtschaftsjahres 2024 ein. Sie nennt 

dabei folgende Zahlen: 

Holzernte: 1.166 fm, Schlagpflege: 2,5 ha, Jungbestandspflege: 5 ha 

Pflanzung + Schutz: 5.000 Stück, Kultursicherung: 2,8 ha 

Kosten: 145.000 € und Erlöse: 167.000 €. Somit wird das Forstwirtschaftsjahr 2024 mit einem 

Plus von 22.000 Euro abschließen.   

 

Frau Schäfer stellt die Planung für das Forstwirtschaftsjahr 2025 vor. Als Drucksache 1/2025 

liegt dieser Bewirtschaftungsplan vor. 



Der jährliche Hiebsatz Forsteinrichtung liegt bei 1.155 Fm, der Holzeinschlag bei 1.000 EFm. 

Einnahmen werden in Höhe von 80.880 € veranschlagt. Diese setzen sich aus der Holzernte 

(74.550 €), Mehrbelastungsausgleich (6.330 €) zusammen.  

 

Die Ausgaben weisen eine Summe von 93.819 € aus. Diese setzt sich zusammen aus Kosten 

für die Holzernte (38.000 €), Kulturen (18.540 €), Bestandspflege (3.000 €), Betriebssteuern 

und Beträge (4.580 €) und den Verwaltungskosten Nichtstaatswald (29.699 €). 

 

Das finanzielle Ergebnis beträgt planmäßig somit -12.939 €  

Anhand von Karten zeigt Frau Schäfer die Orte der geplanten Holzernten.  

 

Ein Gemeinderat erkundigt sich nach einem Zuschuss für die Neupflanzen. Frau Schäfer 

berichtet, dass es eine Förderung gibt, aber keine Zahlen zu nennen sind. Herr Nüßlein 

ergänzt, dass die Förderung aus Bundesmitteln gespeist wird, aufgrund Neuwahlen ist es 

unsicher, welche Mittel freigegeben werden. Er rät, nicht damit zu planen. Dennoch könnte 

sich dadurch das Ergebnis verbessern, so der Vorsitzende.  

Es entsteht ein Austausch über die verschiedenen Baumarten, die gepflanzt werden können.  

Ein Gemeinderat spricht die teilweise schlechte Zuwegung an. Der Vorsitzende berichtet, dass 

im Haushalt hierfür 15.000 € eingestellt sind. Teilweise wurden Wege auch schon gerichtet. 

Der Vorsitzende weist auf das viele Holz hin, welches in den Klingen liegt. Hier besteht die 

Gefahr, dass dieses bei Starkregen in das Tal geschwemmt wird. Frau Schäfer ist dieses 

Problem bekannt, welches teilweise auf die schwierige Erschließung zurückzuführen ist, 

teilweise sind sogar keine Wege vorhanden. Sie sieht die Möglichkeit die Privatpersonen 

anzuschreiben, der Vorsitzende befürwortet dies um die Gefahr zu bannen.   

Ein Gemeinderat fragt, ob bei der Waldinventur auch der Verbiss erfasst wird. Herr Nüßlein 

bestätigt, dass der Verbiss aufgefallen ist, eine Auswertung hierüber gibt es aber nicht. 

Allerdings wird der Verbiss in der Zusammenfassung enthalten sein, da hier Handlungsbedarf 

besteht.  

Ein Gemeinderat informiert über die im Jagdpachtvertrag festgesetzte, jährliche 

Waldbegehung mit den Jägern in Geislingen. Im vergangenen Jahr hat dies nicht 

stattgefunden, er spricht sich dafür aus, dies in diesem Jahr durchzuführen. Der Vorsitzende 

schlägt vor eine solche Waldbegehung auf freiwilliger Basis in allen Jagdbezirken zu machen. 

Herr Nüßlein und Frau Schäfer signalisieren hier ihre Bereitschaft.  

Ein Gemeinderat möchte wissen, wie die wirkliche Vielfalt erzeugt wird, oder es auch 

Bereiche gibt, in denen sich der Wald selbstständig entwickeln kann. Frau Schäfer berichtet, 

dass versucht wird, seltene Arten im Wald zu fördern. Sobald diese entdeckt werden, werden 

diese freigehalten, als Beispiel nennt sie Ulmen, die in der Gemeinde gefunden wurden. Eine 

Artenvielfalt ist wünschenswert, dennoch sollen sichere, heimische Baumarten wie Eiche 

genutzt werden.  



Es ergeht nachstehender einstimmiger 

 

B e s c h l u s s 

Der Gemeinderat nimmt die Zahlen der Planung für das Forstwirtschaftsjahr 2025, Kultur- 

und Nutzungsplan, zur Kenntnis und stimmt deren zu. 

 

Die Vorsitzende bedankt sich bei Frau Schäfer und Herrn Nüßlein für die Erläuterungen und 

verabschiedet beide.  

 

Top 3 – Festlegung neuer Verrechnungssätze für die Inanspruchnahme von Leistungen 

und Einrichtungen des Bauhofes 

Kämmerin Onorati erklärt den Sachverhalt. Die Verrechnungssätze der Bauhofmitarbeiter und 

der Fahrzeuge und Maschinen wurden vom Gemeinderat letztmals zum 01.01.2023 

festgesetzt. Eine Erhöhung bzw. Anpassung der Verrechnungssätze ist zum 01.01.2025 

erforderlich. 

Mit der Drucksache liegt die vereinfachte Kostenkalkulation und die Berechnung des 

Verrechnungssatzes für den Fendt Mietfahrzeug vor.  

Zur Berechnung der neuen Verrechnungssätze ist eine Kalkulation erforderlich, bei der die zu 

verteilenden Kosten zu ermitteln sind. Grundlage für die Berechnung des zu verrechnenden 

Personalstundensatzes ist der tatsächliche Personalaufwand aus dem aktuellen Jahr, die 

durchschnittlichen produktiven Arbeitsstunden der Bauhofmitarbeiter und ein pauschaler 

Sach- und Gemeinkostenzuschlag. 

Die Fahrzeugstunden wurden unter Einbeziehung der Wiederbeschaffungskosten eines 

vergleichbaren Fahrzeuges, der Nutzungsdauer, der jährlichen Einsatzzeit und Laufleistung, 

den Unterhaltungskosten (Wartung, Reparaturen, Kraftstoff, Betriebskosten, 

Verbrauchsmaterial und Reifen) und den jährlich wiederkehrenden Kosten (Kfz-Steuer, 

Versicherung, Abschreibung und Finanzierung) berechnet. 

Berechnung der Kosten und des Verrechnungssatzes Bauhofmitarbeiter: 

Bezeichnung Anzahl 
Durchschnitts-

kosten 
gesamt 

Produktiv-
stunden 
gesamt 

Raum- und 
Sachkosten-
zuschlag pro 

Produktivstunde 

Gesamt-
kosten 

Verrechnungs-
satz pro 

Produktivstunde 
Aktuell 

Verwaltungs-
vorschlag 

Bauhof-
mitarbeiter 
 

4,5 334.200 € 7.133 h 15,39 € 443.950 € 62,24 € 49,- € 62,- € 

Verrechnungssätze für Fahrzeug- und Maschinenstunden: 

Bezeichnung Aktuell Verwaltungsvorschlag 

   

Vito Mercedes 7,50 €  

VW Bus T6 Transporter Kasten 9,00 €  

VW Caddy 1.6 16 V TDI BlueMotion 10,50 €  

Fendt Mietfahrzeug 73,50 € 90,00 € 

Anhänger Fendt 14,50 €  

Anhänger Eco Top 1,00 €  



Anhänger Nonnenmacher 1,00 €  

Carraro Traktor 75,50 €  

Balkenmäher 34,50 €  

Rasenmäher klein 8,00 €  

Kleingeräte/-maschinen 5,00 €  

 

Kämmerin Onorati erklärt, dass die Verrechnungssätze so zu kalkulieren sind, dass sich alle 

Aufwendungen des Bauhofes und des Fuhrparks mit den voraussichtlichen Erträgen 

ausgleichen. Die Vorgänge der internen Leistungserbringung werden im Haushalt der 

Gemeinde Braunsbach als interne Leistungsverrechnung abgebildet. Kämmerin Onorati teilt 

mit, dass kaum mit Bürgern abgerechnet wird, dies ist nur im Schadensfall möglich, z.B. beim 

Umfahren eines Laternenmastes.  

Eine Gemeinderätin teilt mit, dass der Gemeinderat intern hierüber bereits diskutiert hat und 

sich einverstanden zeigt, auch aufgrund der dargelegten Kalkulation. 

Es ergeht folgender einstimmiger 

B e s c h l u s s 

Der Gemeinderat stimmt der Festlegung neuer Verrechnungssätze für die Inanspruchnahme 

von Leistungen und Einrichtungen des Bauhofes ab dem 01.01.2025 zu. 

  

 

Top 4 – Sturzflut 2016 – Abrechnungen 

- Kocher-Jagst Radweg 

- Hadlesklinge, Braunsbach 

- Außengebietsabtrennung Jungholzhausen 

- Kanalsanierung Orlach  

 

Der Vorsitzende führt in das Thema ein und stellt die einzelnen Abrechnungen und damit die 

abgeschlossenen Projekte vor. Er zeigt dabei Pläne und Bilder der Maßnahmen. Die Projekte 

in Zusammenhang mit der Sturzflut 2016 erhalten eine Förderung von 100%. 

 

Kocher-Jagst Radweg 

Der Vorsitzende stellt die Abrechnung, lt. Festsetzungsbescheid des Regierungspräsidiums 

Stuttgart vom 28.11.2024, vor:  

1. Gesamtausgaben     394.171,14 € 

Bestehend aus: 

Herstellungskosten – Bereich Radwegbrücke:  330.217,84 € 

Planungskosten – Bereich Radwegbrücke:    25.292,25 € 

Herstellungskosten – Bereich Zufahrt Campingplatz:   32.372,17 € 



Planungskosten – Bereich Radwegbrücke:      5.392,63 € 

Eigenleistung – Bauhof Braunsbach          896,25 € 

 

2. Festsetzung der Zuwendung:   394.171,14 € 

Erhalten aus: 

Tourismusinfrastrukturprogramm – Bereich Radwegbrücke  177.755,05 € 

Tourismusinfrastrukturprogramm – Bereich Zuf. Campingpl.      5.664,72 € 

      Unwetterhilfe Braunsbach - Soforthilfe       183.188,42 € 

      Unwetterhilfe Braunsbach - Nachbewilligung      27.562,95 € 

 

Der Gemeinderat nimmt die erläuterte Abrechnung und Finanzierung zur Kenntnis.   

 

 

 

Ausbau der Hadlesklinge – Ortslage Braunsbach 

Der Vorsitzende stellt die Abrechnung, lt. Festsetzungsbescheid des Regierungspräsidiums 

Stuttgart vom 26.11.2024, vor:  

1. Gesamtausgaben     407.591,09 € 

Bestehend aus: 

Herstellungskosten:    359.458,74 € 

Planungskosten:         48.069,93 € 

Sonstige Kosten:              62,42 € 

 

2. Festsetzung der Zuwendung:   407.591,09 € 

Erhalten aus: 

Förderrichtlinie Wasserwirtschaft:   291.200,00 € 

      Unwetterhilfe Braunsbach - Soforthilfe       9.163,00 € 

      Unwetterhilfe Braunsbach - Nachbewilligung  107.228,09 € 

 

Der Gemeinderat nimmt die erläuterte Abrechnung und Finanzierung zur Kenntnis.   

 

 

 

 



Außengebietsabtrennung Jungholzhausen  

Der Vorsitzende stellt die Abrechnung, lt. Festsetzungsbescheid des Regierungspräsidiums 

Stuttgart vom 26.11.2024, vor:  

1. Gesamtausgaben     200.912,48 € 

Bestehend aus: 

Herstellungskosten:    172.692,41 € 

Planungskosten:         26.959,51 € 

Sonstige Kosten:         1.260,56 € 

 

2. Festsetzung der Zuwendung:   200.912,48 € 

Erhalten aus: 

Förderrichtlinie Wasserwirtschaft:   144.500,00 € 

      Unwetterhilfe Braunsbach - Schlusszahlung     56.412,48 € 

 

Der Gemeinderat nimmt die erläuterte Abrechnung und Finanzierung zur Kenntnis.   

 

 

Kanalsanierung Orlach  

Der Vorsitzende stellt die Abrechnung, lt. Festsetzungsbescheid des Regierungspräsidiums 

Stuttgart vom 03.12.2024, vor:  

1. Gesamtausgaben     810.646,22 € 

Bestehend aus: 

Herstellungskosten:    723.260,31 € 

Planungskosten:         87.385,91 € 

 

2. Festsetzung der Zuwendung:   810.646,22 € 

Erhalten aus: 

Förderrichtlinie Wasserwirtschaft:   623.500,00 € 

      Unwetterhilfe Braunsbach - Soforthilfe   160.506,87 € 

      Unwetterhilfe Braunsbach - Nachbewilligung    26.639,35 € 

 

Der Gemeinderat nimmt die erläuterte Abrechnung und Finanzierung zur Kenntnis.   

 



Ein Gemeinderat berichtet, dass er von Bürgern gefragt wurde, wie eine solche Maßnahme in 

die Abwassergebühr eingerechnet wird. Der Vorsitzende teilt mit, dass die Erhöhung nicht der 

Maßnahme in Orlach geschuldet ist, sondern vielmehr der Tatsache, dass die Abwassergebühr 

seit 10 Jahren nicht mehr angepasst wurde. Dieser Grund wurde auch im Amtsblatt der 

Gemeinde Braunsbach, im HallerTagblatt und in der öffentlichen Gemeinderatsitzung erklärt 

und begründet.  

Eine Gemeinderätin fragt, ob nicht die Vorauszahlungen angehoben werden konnten. Der 

Vorsitzende berichtet, dass eine Anpassung jederzeit möglich ist und dies auch so 

kommuniziert wurde. Allerdings wird zukünftig darauf geachtet, dass die Rückzahlung und 

der erste Abschlag nicht so kurz hintereinander erfolgen, damit die Last für die Bürger nicht 

zu groß ist. Ein Gemeinderat bestätigt, dass in der öffentlichen Gemeinderatsitzung darauf 

hingewiesen wurde, dass der Abschlag angepasst werden sollte.  

Kämmerin Onorati bestätigt, dass die Abwasserrechnung nicht durch die Abschreibungen 

belastet werden, da dies auf 0 ausgehen.  

Der Vorsitzende sagt zu, die Abwassergebühren zukünftig in kürzeren Abständen prüfen zu 

lassen, damit es nicht nochmal zu so einer großen Erhöhung kommt.  

Eine Gemeinderätin teilt mit, dass an der Schule in Orlach im Bereich des Gehweges der Putz 

abfällt und am Orlacher Tor ein Absatz in der Straße vorhanden ist. Sie hat das Gefühl, dass 

sich kein Ingenieur-Büro mehr zuständig fühlt. Die Mängel sind durch die 

Kanalsanierungsarbeiten entstanden.  

 

 

Top 5 – Beteiligung an Schulbaumaßnahmen in Schwäbisch Hall  

Information  

Der Vorsitzende stellt den Sachverhalt vor. In der Klausurtagung wurde das Thema bereits 

erstmals vorgestellt.  

Die Frage der Voraussetzungen und des Umfangs einer Kostenbeteiligungspflicht von 

Umlandgemeinden an den Bau- und Sanierungskosten von Schulen beschäftigt die Gerichte 

bereits seit vielen Jahren. Konfliktauslöser sind dabei die meist lediglich alle ca. 25–40 Jahre 

auftretenden Maßnahmen einer Generalsanierung oder eines Neu- oder Erweiterungsbaus von 

Schulen.  

Diese Projekte belasten den Haushalt der Schulträgergemeinden in erheblichem Umfang. Der 

VGH BW hat Ende des Jahres 2022 ein bislang wenig beachtetes Urteil gefällt, welches 

erhebliche Auswirkungen auf die Möglichkeiten der Schulstandortgemeinden hat. So soll sich 

die Schulträgergemeinde wegen einer finanziellen Beteiligung an die Umlandgemeinden 

wenden, sofern deren Schüler ebenfalls die jeweilige Schule besuchen. 

Grundsätzlich trägt die Schulstandortgemeinde die zur Erfüllung ihrer Aufgaben anfallenden 

Kosten selbst. Darüber hinaus trägt das Land die Kosten für das Lehrpersonal.  

Strittig war bislang aber, ob die Schulstandortgemeinde auch die Kosten, welche über die 

laufenden Schulkosten hinausgehen, insbesondere die Kosten einer Generalsanierung, eines 

Neubaus oder eines Erweiterungsbaus vollständig alleine tragen muss, oder ob eine 



finanzielle Beteiligung derjenigen Umlandgemeinden möglich ist, aus welchen ebenfalls 

Schüler in erheblichem Umfang die Schule der Schulstandortgemeinde besuchen. Die aktuelle 

Entscheidung des VGH BW bringt zu diesen Fragen weitere Klarheit und weicht teilweise 

wesentlich von früheren Entscheidungen ab.  

Das Verfahren zur Kostenbeteiligung der Nachbar- bzw. Umlandgemeinden an den 

Schulbaukosten der Schulstandortgemeinde folgt einem durch die Rechtsprechung 

entwickelten und mittlerweile durch die aktuelle Entscheidung des VGH bestätigten 

Dreistufenmodell. Diese Stufen gliedern sich in eine sog. „Freiwilligkeitsphase“, eine 

„Zwischenphase“ und eine „Zwangsphase“. Der Vorsitzende geht davon aus, dass keine 

Gemeinde in die Freiwilligkeitsphase eintreten wird. Auch da im Vorfeld der Maßnahmen den 

Kommunen keine Beteiligungs- und Mitwirkungspflicht zugestanden wird. Er geht davon aus, 

dass die Gemeinde sich im Rahmen der Zwangsphase beteiligen muss.   

Der Vorsitzende stellt das Berechnungsmodell vor und geht auf den aktuellen Stand ein. Als 

Summe wird insgesamt für das Gymnasium St. Michael und das SZW in Schwäbisch Hall  

106.820,93 € Euro genannt.    

Bei einem gemeinsamen Treffen mit den betroffenen Kommunen im November 2024 wurde 

sich zu diesem Thema ausgetauscht, aktuell in Prüfung ist beim Fall vom SZW ob bei einer 

Rückgabe der Fördermittel und neu Beantragung die Umlandgemeinden wieder so entlastet, 

dass eine Beteiligung an diesen Kosten entfällt. Die Wahrscheinlichkeit, dass dies eintritt wird 

aber eher als gering eingeschätzt.  

Der Vorsitzende teilt mit, dass eine Anfrage beim Ausgleichstock ergeben hat, dass eine 

Förderung hierüber möglich sein könnte, da es sich um eine Pflichtaufgabe der Gemeinde 

handelt.   

Ein Gemeinderat sieht die Möglichkeit, ein anderes Projekt hierfür hintenanzustellen und 

frägt, ob dies auch bei den Kindergärten kommen kann. Der Vorsitzende sagt, dass dies bei 

Sanierungsmaßnahmen nicht der Fall sein wird, wenn jedoch ein Kind aus Braunsbach in 

einer anderer Kommune in den Kindergarten geht, muss Braunsbach einen entsprechenden 

Ausgleich zahlen.  

Ein Gemeinderat fragt, ob weitere Kommunen nachziehen können. Der Vorsitzende sagt, dass 

aufgrund des neuen Fördertopfes dies unwahrscheinlich sein wird. 

Ein Gemeinderat erkundigt sich, ob sich die Gemeinde auch beim Diak beteiligen muss. Der 

Vorsitzende teilt mit, dass die Kreisumlage erhöht wurde. Das Diak wird sicherlich im 

kommenden Jahr kostenmäßig dazu kommen.  

 

 

Top 6 – Baugesuche und Bauvoranfragen 

a) Bauantrag: Erstellung einer Dachgaube auf bestehendes Wohnhaus 

Flst. 97, Steinkirchen 

  Dem Gremium liegt als Drucksache der Lageplan, sowie die Ansichten vor.  

 



Der Vorsitzende stellt die Befreiungen vor, die beantragt werden: 

- Summe der Dachausschnitte von ½ der Trauflänge. 

Vorgeschrieben: 7,14 m, Geplant: 10,87 m, Überschreitung: 3,73 m 

-  Ausführung der Dachneigung mit 14,35° (statt 35-45°) 

Als Begründung nennt der Bauherr, dass durch die breitere Zwerchbau- Ausführung 

des Dachaufbaues und einer geringeren Dachneigung, eine größere Raumausnutzung 

ermöglicht wird, die dann als Wohnfläche genutzt werden kann.  

Der Vorsitzende befürwortet eine Zustimmung zu den Befreiungen und nennt als 

Grund, dass das Vorhaben eine geringe Auswirkung auf die Frontansicht des 

Gebäudes haben wird, da es nach hinten raus geplant ist. Weiter werden keine neuen 

Flächen versiegelt um Wohnraum zu schaffen.  

  

Es ergeht folgender einstimmiger 

B e s c h l u s s 

Der Gemeinderat erteilt sein Einvernehmen zum Bauantrag: Erstellung einer 

Dachgaube auf bestehendes Wohnhaus auf dem Flst. 97 in Steinkirchen. Den 

Befreiungen: Überschreitung Dachausschnitt mit 3,73 m und der Dachneigung mit 

14,35° wird zugestimmt. 

 

 

 

b) Bauantrag: Befreiungsantrag: Dacheindeckung in anthrazitgrau  

Flst. 82/3, Jungholzhausen 

  Dem Gremium liegt als Drucksache der Lageplan vor.  

 

Der Vorsitzende stellt die Befreiung vor, die beantragt wird: 

- Farbe der Dacheindeckung. Die Dachdeckung des Neubaus eines Betriebsgebäudes 

  mit Bürobereich soll in anthrazitgrau erfolgen.  

Als Begründung nennt der Bauherr, dass ein Großteil der Dachfläche mit einer PV-

Anlage belegt werden muss. Damit die PV-Anlage nicht sofort ins Auge fällt, möchte 

er die darunterliegende Dachdeckung ebenfalls in Anthrazit ausführen.  

Der Vorsitzende sieht eine Zustimmung der Befreiung für möglich an. Allerdings 

merkt er gleichzeitig an, dass die Farbe der Dacheindeckung im Bebauungsplan 

geregelt ist. Zu diesem Bauvorhaben wurde ein eigener BBP erstellt, in welchem man 

die gewünschte Dachfarbe direkt hätte aufnehmen und somit den erneuten 

Verwaltungsaufwand für die Befreiung verhindert werden können.  

 

Es ergeht folgender einstimmiger 

B e s c h l u s s 



Der Gemeinderat erteilt sein Einvernehmen zum Befreiungsantrag: Dacheindeckung 

in anthrazitgrau auf dem Flst. 82/3, Gemarkung Jungholzhausen. 

  

 

Top 7 – Bekanntgaben und Verschiedenes 

a) Spenden  

Im Monat Dezember 2024 sind folgende Spenden eingegangen (Drucksache 6/2025): 

- Rolf Dierolf aus Steinkirchen in Höhe von 287,45 € für die Jugendfeuerwehr 

Braunsbach 

- Auto Hollmann GmbH aus Braunsbach in Höhe von 100,00 € für die Grundschule 

Braunsbach 

- Auto Hollmann GmbH aus Braunsbach in Höhe von 100,00 € für den Kindergarten 

Braunsbach 

- VR Bank HN SHA eG in Höhe von 250,00 € für das Kinderhaus Braunsbach für 

Spielgeräte 

- Ingo Böhringer aus Jungholzhausen in Höhe von 350,00 € für die Grundschule 

Braunsbach 

- Herbert Kraft aus Orlach in Höhe von 250,00 € für die Alte Schule in Orlach 

- Susanne Bürkle aus Orlach in Höhe von 200,00 € für die Alte Schule in Orlach 

 

Es ergeht folgender einstimmiger 

B e s c h l u s s 

Der Gemeinderat stimmt der Annahme der Spenden in Höhe von 1.537,45 € zu. 

 

 

b) Jahresspendenbericht 

 

Mit der Drucksache liegt der Jahresspendenbericht 2024 der Gemeinde Braunsbach 

vor: 

Spendengeber Betrag € Zuwendung Zuwendungszweck 

Besucher Wahlforum/05.02.24 122,70 Geldbetrag Kinderhaus Braunsbach 

Besucher Wahlabend/11.02.24 194,70 Geldbetrag Grundschule Braunsbach 

Dorfgemeinschaft Geislingen 637,00 Geldbetrag Spielplatz Geislingen 

Brigitte Ehrmann, Braunsbach 250,00 Geldbetrag Grundschule Braunsbach/Bibliothek 

Giesela Lay, Geislingen 100,00 Geldbetrag Spielplatz Geislingen 

Braunsbacher Dorftheater 2007,30 Geldbetrag 
Grundschule Braunsbach 
Digitalisierung/Schulbücherei 

Braunsbacher Dorftheater 2007,30 Geldbetrag FFW/Jugend Austattung 

Braunsbacher Dorftheater 2007,30 Geldbetrag Gemeindeverwaltung Ausflug Senioren 

David Hägele 150,00 Geldbetrag Ferienprogramm 

Rainer Völmle, Im Schönbühl 28, 74538 
Rosengarten 100,00 Geldbetrag Grundschule Braunsbach 

Sabine Jobst; Keltenstraße 17, 74360 Ilsfeld 350,00 Geldbetrag Spielplatz Geislingen 

Giesela Lay u. Helga Strecker, Geislingen 150,00 Geldbetrag Kinderhaus Braunsbach 



Wahlcafe Geislingen 450,00 Geldbetrag Spielplatz Geislingen 

Liederkranz Geislingen 200,00 Geldbetrag Spielplatz Geislingen 

Beck Holzbau GmbH, Neuer Weg 5, 74542 
Braunsbach 199,03 Geldbetrag 

Ferienprogramm 2024/Material 
Insektenhotel 

Daniel Schäfer, Schmiedsgasse 2, 74542 
Braunsbach 340,00 Geldbetrag Schulkindbetreuung für Spiele 

Manfred Sailer, Erdmannhäuser Straße 53, 71672 
Marbach 100,00 Geldbetrag Sturzflutspende 

Jens Horlacher, Horlis Backhäusle, Neuer Weg 9, 
74542 Braunsbach 333,00 Geldbetrag Ferienprogramm 2024/Pizza u. Getränke 

Erna Göltenboth, Schulstraße 8, 74542 
Braunsbach 1500,00 Geldbetrag 

Gedenktafel Kinderhaus/geändert in 
Schulkindbetreuung 

Familie Reber, Gasthaus Zum Ochsen, 
Kocherstraße 5, 74542 Braunsbach 250,00 Geldbetrag Spielplatz Geislingen 

David Hägele u. Felicia Beck, 74542 Braunsbach 300,00 Geldbetrag 
Geschenke f. Kinder am Adventsmarkt 
Braunsbach 

Rolf Dierolf, Jungholzhäuser Straße 36, 74542 
Braunsbach 287,45 Geldbetrag 

Jugendfeuerwehr Braunsbach für 
Strohhüte 

Auto Hollmann GmbH, Braunsbach 100,00 Geldbetrag Grundschule 

Auto Hollmann GmbH, Braunsbach 100,00 Geldbetrag Kindergarten 

VR Bank HN SHA eG 250,00 Geldbetrag Kinderhaus Braunsbach/Spielgeräte 

Ingo Böhringer, Neuer Weg 10, 74542 
Braunsbach 350,00 Geldbetrag Grundschule Braunsbach 

Herbert Kraft, Orlach 250,00 Geldbetrag Alte Schule Orlach 

Susanne Bürkle, Orlach 200,00 Geldbetrag Alte Schule Orlach 

Gesamtsumme    13.285,78     

 

Der Vorsitzende weist darauf hin, dass der Annahme der einzelnen Spenden bereits in 

vorigen Sitzungen zugestimmt wurde und zeigt sich dankbar über die 

Spendenbereitschaft, welche zu dieser großen Spendensumme geführt hat. Er sieht 

hier den Vorteil, dass klare Projekte zum Spenden definiert wurden, als Beispiel nennt 

er die Bibliothek der Grundschule sowie den Spielplatz in Geislingen. Als zukünftiges 

Projekt nennt er die Alte Schule in Orlach für deren Sanierung Spendengelder 

willkommen sind.   

 

Es ergeht nachstehender einstimmiger  

 

B e s c h l u s s 

Der Gemeinderat stimmt der Annahme der Spenden aus dem Jahresspendenbericht 

2024 zu. 

 

 

c) Bekanntgabe Protokoll 

 

Die Verwaltung gibt bekannt, dass das Protokoll der nachstehenden  

Gemeinderatsitzung fertiggestellt ist:  

11. Dezember 2024 



 

d) Sonstiges 

 

Verbrennung von pflanzlichen Abfällen 

Als Tischvorlage liegt die Anzeige von der Durchführung einer Verbrennung von 

pflanzlichen Abfällen sowie das Merkblatt des Landratsamtes Schwäbisch Hall vor.  

Die Verwaltung schlägt vor, die Verbrennung der pflanzlichen Abfälle an Werktagen 

im Februar 2025 wieder zu erlauben, weist jedoch darauf hin, dass das Verbrennen 

von pflanzlichen Abfällen grundsätzlich verboten ist. Das Merkblatt enthält große 

Hürden, die genommen werden müssen um einer Ausnahme zu entsprechen. Es wird 

darauf hingewiesen, dass die Kosten eines Ausrückens der Feuerwehr vom 

Brandverursacher zu tragen sind.  

 

Der Vorsitzende schlägt vor im kommenden Jahr hierfür einen Grundsatzbeschluss zu 

fassen, damit dies nicht jedes Jahr erneut behandelt werden muss. Aufgrund der 

heutigen kurzfristigen Behandlung soll jedoch nur ein Beschluss für 2025 gefasst 

werden.  

 

Ein Gemeinderat spricht sich gegen die Möglichkeit der Verbrennung aus und sieht 

keine Notwendigkeit einer solchen Erlaubnis. 

  

Es ergeht nachstehender mehrheitlicher  

B e s c h l u s s 

Der Gemeinderat stimmt dem Vorschlag der Verwaltung zu. An Werktagen im 

Februar 2025 ist eine Verbrennung von pflanzlichen Abfällen möglich. Die Anzeige 

muss entsprechend rechtzeitig, mindestens 3 Werktage vor dem Verbrennungstag 

ordnungsgemäß im Rathaus Braunsbach vorliegen.   

 

 

Top 8 – Anfragen des Gemeinderates 

Es werden keine Fragen gestellt.  

 

 

Für die Richtigkeit, 

David Beck 

Bürgermeister  


